
Beglaubigte Abschrift

Landgericht Berlin
Im Namen des Volkes

Urteil
Geschäftsnummer: 9 0 103/17

In dem Rechtsstreit

verkündet am : 15.11.2017
..i Bremer

Justizbeschäftigte

- Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte Dr. Stoll & Sauer,
Einsteinallee 1/1, 77933 Lahr,-

gegen

1.

Klägers, .

- -, 1; .

2. die Volkswagen AG,'
vertreten d.d. Vorstand,
d. vertreten d,d. Vorstandsvorsitzenden Matthias Müller,
.Berliner Ring 2, 38440 Wolfsburg,

: l' '
- Prozessbevollmächtigte zu 1):

- Prozessbevollmächtigte zu 2):.

-.

Beklagte,
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1.

2

hat die Zivilkammer 9 des Landgerichts Berlin in Berlin-Charlottenburg, Tegeler Weg 17-21,10589

Berlin, auf die mündliche Verhandlung vom 15.11.2017 durch den Richter Dr. Schneider als'

Einzelrichter

für Recht erkannt:

i
Die Beklagten werden wie Gesamtschuldner verurteilt, an den Kläger 1.578,07 € zu zahlen, di~

, '

Beklagte zu 1) nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit

dem 17. Oktober 2017, die Beklagte zu 2) nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem

jeweiligen Basiszinssatz seit dem 14. Oktober 2017.

2.
Es wird festgestellt" dass die Beklagte zu ,2) verpflichtet ist, an den Kläger weiteren'." ,,' -, ,

Schadensersatz, der über den zu 1..zuerkannten Betrag hinausgeht, zu leisten für Schäden, die
,- ,- i ' '.

aus der Manipulation des Abgasreinigungssystems des Fahrzeugs VW Golf GTD 2,'0 I TDI mit der

FIN durch die .Beklagte zu 2) resultieren.

3.
Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

4.
i

Von den gerichtlichen Kosten und de,n,außergerichtlichen Kosten des Klägers haben der Kläger'
> • • • '

7/12, die Beklagten zu 1) und zu 2) wie Ge~a!f1tschuldner3/1,2 und die Beklag\e zu 2) 2/12 zu'

tragen. Von d!lnau~ergerichtlicheniKosten,der;Beklagten zu 1) hat der Kläger 3/4 zu tragen. Von,

den außergerichtlichen Kosten der Beklagten zu 2) hat der Kläger 5/12 zu tragen, Im Übrigen

haben die Parteien ihre außergerichtlichen Kosten selbst zu tragen.

5.
. "i

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar, für,denKläger jedoch nur gegen Sicherheitsleistung in Höhe'. ,. . ;,.- '

von 110 % ,des jeweils' zu vollstreckernden I3rtrages. D,er KI~ger kann die Vollstreckung durch'

Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Betrages
, '

abwenden, wenn nicht der jeweilige Vollstreckungsgläubiger vor der Vollstreckung Sicherheit in'

Höhe von 110,% des j~weils zu vollljtreckenden Betrages leistet.
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Tatbestand

Der Kläger macht gegen die Beklagten Mängelrechte bezOgliches eines von dem sogenannten

VW-Abgasskandal betroffenen Pkw geltend.

Der Kläger erwarb von der Beklagten zu 1), einem Automobilhändler, zu privaten Zwecken mit

Kaufvertrag vom 15. Februar 2015 (Anlage K 1) einen zuvor von ihm geleasten Pkw VW Golf GTÖ

2,0 I TDI mit der FIN zum Preis von 15.780,65 €. Wegen de~,
Einzelheiten wird auf die Anlage K 1 Bezug genommen. Die Beklagte zu 2) ist Herstellerin des:,
Fahrzeugs.

In dem Fahrzeug ist ein Dieselmotor des Typs EA 189 verbaut. In diesem ist eine Software

installiert, die zur Optimierung der Stickstoff-Emissionswerte im behördlichen PrOfverfahren;

beigetragen hat. Die Software erkennt, ob sich das Kfz auf einem technischen PrOfstand zu~,

Ermittlung der Emissionswerte oder im Oblichen Straßenverkehr befindet. Auf dem

RollenprOfstand spielt die eingebaute Software beim Stickstoff-Ausstoß ein anderes,

Motorprogramm ab als im Normalbetrieb. Hierdurch, werden auf dem PrOfstand geringere .

Stickoxidwerte (NOx) erzielt. Die geslltzlich vorgeschriebenen Grenzwerte werden im normalen,
, _ T _ '"' •

Fahrbetrieb nicht erreicht.

Die Beklagte zu 1) Obergab dem Kläger das fat:lI:z,eug sm 9. März 2015. Der Kläger beglich den,
• '," F I' , .1 '.'_ •. ' . - -:

Kaufpreis. , i : .. " ., ' :',' ,

angebotenes

: ~', I

:;'l',

weis,e, einen merkantilen, Minderwert

der aUch qurchein i von den Bek!all:t~n

Der Kläger :~ehauptet, idl\isS Fal]rz~u,g

wenigstens 2::; % d,es Ka,ufpreises ~uf,, . . . . ' - . .
Softwareupdate nicht beseitigt werd~; i .

;i 11" r: . 'I
Mit Schreiben seiner Prozessbevollmächtigten vom 9. März 2016 stellte der Kläger gegen di~

Antragsgegnerin zu 1) bei einer staatlich anerkannten GOtesteile einen Antrag auf Einleitung eines!

GOteverfahrens. '':; , ,j
I
,

in . Höhe von1

..,
Er ist der Auffassung, da!? streitgege!1ständlic~e fahrzeug, sei be.i GefahrOberllang man.gelhaff

, : " . , ... 1 ' . '. I, . '. :1. , .1,. 'i

gewesen. Da!? Fahrzeug halte die Euro-5-Norm nicht ein. Vielmehr habe der Hersteller VW eine
, . . .

unzulässige Abschalteinrichtung verbaut. Tatsächlich Oberschritten die NOx-Werte im normalen

Fahrbetrieb die Grenzw~~E; .der V,O (EU), 715/200,7urTJ. ein Vielfache~.: Aufgrund de~

Motorsteuerunghalte das Fahrzeug die gesetzlichen Vorgaben fOr die Zulassung und den Betrieb,

eines Fahrzeugs nicht ein und sei somit grundsätzlich weder zur Zulassung noch zu~

Inbetriebnahme oder dem Weiterverka,uf geeignet.
:' 'E,'; .1 'I., ,,'
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Die Kläger beantragt mit der Beklagten zu 1) am 16. Oktober 2017 und der Beklagten zu 2) am:
I

13. Oktober 2017 zugestelltem Schriftsatz vom 14. September 2017,

1.
die Beklagtenparteien zu verurteilen, der Klägerpartei einen Betrag bezüglich des

Fahrzeugs VW Golf 2,0 I TDI, FIN: , dessen Höhe in das

Ermessen des Gerichts gestellt wird, jedoch mindestens 3.945,16 € betragen muss, zu'

bezahlen nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit

Rechtshängigkeit,

2.
festzustellen, dass die Beklagtenparteien verpflichtet sind, der Klägerpartei weiteren'

Schadensersatz, der über den Minderungsbetraghinausgeht, zu bezahlen für Schäden, die

aus der Manipulation des Fahrzeugs VW Golf 2,0 I TDI, FIN: ii
durch die Beklagtenpartei zu 2) resultieren,. , '. - , ,

3.

die Beklagtenparteien jeweils getrennt, nicht gesamtschuldnerisch zu verurteilen, die'

Klagepartei von den durch die ,B,eauftIfl9un9 der Prozessbevollmächtigten der Klagepartei
• :; . , .t I, I. ,;' r

entstilr)denen vorgElrichtlichen, ~echtsanvvaltskosten il1 Höhe vo~ je\(Jeils 1.570,80 €
freizus!Ellien.

Die Beklagten. b~antragEln jeweils,

die Klage abzuweisen.

Sie sind der AUffassung, das" stre,itl:!e~el1stä~dliche Fahrzeug, vert'üge Über alle notweridige~

Genehmigungen. Es, sei nicht mangelhaft"Die"Emissionsgrenzwerte der, Abgasnormenmüssten'
, ; : I ,': .: . ;:.: .• .:, .' r ; •

im normale!) Fahrbe!rieb nichterreicht werden., I:ine unzulässige Abschalteinrichtung sei nicht zum,

Einsatz gekommen. Die' bisheri~e M~to;steueru'ng habe auf dem Prüfstand vielmehr in den NOx~
, i

optimierten Modus 1 geschaltet, bei dem es eine erhöhte Abgasrückführungsrate gegeben habe;!

im normalen Fahrbetrieb, habe .sich .der Motor im Partikel"optimierten Modus 0 befunden. Nach
;. ": ", :". '. '; : i I, : ;,: ,,' ,

dem SoftwarE\-Updategebe es, nurno9/1 d,el1¥odus1. Selbst wenn ein M;;mg,elvorliege, sei er.

unerhebliph, da der M~nge:lbElsriti9flrgl!aufwan.d"untElr l:inbeziElhur;igder, EntwifklungskQsten mit

weniger als 100,00 € zu kalkulieren sei. Das Software-Update führe auch nicht zu irgendwelchen

Nachteilen oder negativen Folgen für Verbrauch, Leistung, Abgaswerte oder Haltbarkeit.
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Die Beklagte zu 1) ist weiter der Auffassung, ein Anspruch auf Schadensersatz scheide sowohl,

mangels erfolglosen Ablaufs einer angemessenen Frist zur Nacherfüllung als auch mangels'
i

Verschuldens aus. Die Beklagte zu 2) macht geltend, sie könne mangels vertragliche~

Beziehungen zu dem Kläger allenfalls aus Delikt in Anspruch genommen werden. Indes stünden'
, i

. i
dem Kläger auch solche Ansprüche nicht zu. Sie habe den Kläger in keiner Weise getäuscht. Ihre:

Vorstandsmitglieder, auf die es, diesbezüglich allein ankomme, hätten keinerlei Kenntnis von de~

Veränderung der Motorsteuerungssoftware gehabt. Eine Zurechnung des Verhaltens andere~

Mitarbeiter der Beklagten zu 2) kommEl nicht in Betracht. i,

Wegen des weiteren Parteivorbringens wird auf die Schriftsätze der Parteien sowie auf das

Protokoll der mündlichen Verhandlung vom 15. November 2017 Bezug genommen.

Entscheidungsgründe

I.

Die Klage hat nur im tenorierten, Umfapg ErfolQ.,

.',1 f ::.1

1.
Das Gericht ist örtlichzustän~ig. Hinllichtlichder ..Beklagten: zu 1) folgt dies aus!!!! 12, 17 ZPO.!'

, ' •• . ' , " . _' , "_ I', " ,

Hinsichtlich cllfr, BeklaQten ;Zu2) follilt .die ö,rtlic~E7;Zustän,digkeii jedenfalls aus !! 39 ZPO, da sich'

die Beklagte zu 2) rügelos zu~S.achll.ElingelassElr)n~t., i
• ',- ,'" > ,.' .; , '.'! •• 'j

:: I J: ;:::' \ i; ,:!

2.

Der Kläger hat gegen beide B,eklagte llipen Ansprych auf Zahlung von 1.578,07 €.

\ i' ,

a)
Der von dem Kläger insoweit unbeziffert gestellte Klageantrag ist zulässig. Unbezifferte

'.
Klageanträge .sind j!9denfalls dann zulässig, wenn der Zahlungsbetrag auch durch Schätzung,

ermittelt werden kann (Greger in: Zöller, Zivilprozessordnung, 32. Auf!. 2017, !! 253 ZPO Rn. 14;'
LG Kempten, Urteil vom 2!l. März 2017 - ,13.0 808/16, juris). Diese Voraussetzungen sind hier'.

" , • ,,' , ':' r ; ,:

erfüllt, da sowohl der von der Beklagten zu 1) zu zahlende Minderungsbetrag als auch der von der

Beklagten zu 2) zu zahlende Schadensersatzbetrag vom Gericht geschätzt werden kann (vg!.,

!! 441 Abs. 3 S. 2 BGB, !! 287: ZPO) .. ZudElm haLder Kläger die Größenordnung seine~

Vorstellungen in Gesitaltein.est:1ind~st~rtragT~ angegebrn.
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b)

Der Zahlungsanspruch des Klägers gegen die Beklagte zu 1) folgt aus den ~~ 346 Abs. 1, 441

Abs. 1, 3 und 4, 433, 434 Abs. 1 S. 2 Nr. 2, 437 Nr. 2 BGB (Minderung' des Kaufpreises). Die

Voraussetzungen eines solchen Anspruchs liegen vor.

aal
- Der Kläger und die Beklagte zu 1) haben einen wirksamen Kaufvertrag geschlossen.

bb)
i

Ferner greift das Sachmängelgewährleistungsrecht ein, weil die Beklagte zu 1) dem Kläger das'

Fahrzeug Obergeben hat. I,

cc)

Das Fahrzeug ist mit einem Sachmangel behaftet. Es liegt jedenfalls ein Sachmangel im Sinne'

des ~ 434 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BGB vor, so dass dahinstehen kann, ob sich dIe Mangelhaftigkeit des,

Fahrzeugs auch noch aus anderen Vorschriften ergibt. Das Fahrzeug wies im Zeitpunkt des
, . . .' I ,

GefahrObergangs, d.h. bei ü~ergabe, keine Besc;:haffenheit auf, die bei. Sachen der' gleichen Art

Oblich ist und die ,der Käufer l1ach d~r {\rt der Sache erwarten kann. Es steht fOr das Gericht außer

Frage, dass der Kläger als Käufer erwarten darf, dass sein Fahrzeug nicht mit einer.

Abschalteinrichtung ausgestattet ist, die dafür sorgt, dass das Fahrzeug die geltenden]
_ t

Abgasgrenzwerte lediglich, auf dem PrOfstan<;l,.,nicht aber noch nicht einmal annähernd im]
; "._' , I , ' . . , ,1

normalen Fahrbetrieb einhält (vgl. statt vieler LG Krefeld, Urteil vom 14. September 2016";

2 0 83/16, juris; LG Berlin, Urteil vom 8. November 2017 - 9 0 313/16).

dd) !,
Eine Frist zur NacherfOliung war nach ~ 326 Abs. 5 BGB entbehrlich. Der Kläger macht einen!

,-
merkantilen Minderwert des Fahrzeugs geltend, der auch nach der von der Beklagten zu 1)'

angebotenen NacherfOliung in~estalt. einer Nachbesse~ung durch .das.Softwareupdate verbleibt.
. ' ,., : I . ,l ._ ' : ,

Dabei komm\ es. nicht darauf ~n" ob,d,,!s,SO,ftwar'rlUpdatEl geeiQnet ist, in techni~c,her Hin~icht den

Mangel dahinQetlend zu,besejtige[1, ,dass dasFE/hrzeug nunmehr auch ohne, mani~ulativen Eingriff

in die Motorsteuerung die; qren~erte ;der~uro,5-f.bgasrol1Tleinhä!t ohne anderweitige

technische Nacl"1teilezuerleider. Denr) ,auch du.rc~ ,dall.•A~fspie!entdes Software,Updatesbleibtes,

bei der Eigenschaft des Fahrzeugs ,al!lein solche,s Fahrzeug, dass von .dem sog., ,Abgasskandal'", . ,- " . -. ' ,..

betroffen ist. Dieser dem Fahrzeug anhaftende ,Makel kann durch keine Form der Nachbesserung
. ' •. '." ,t '0 • ' , ' I

beseitigt wer<;fen (vgl. zum Gar~enL~Kempte~, Urteil vom 29. März 201\ -, 130808/16, juris) .

. i
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ee) I,
Der Ausschlussgrund des ~ 323 Abs, 5 S. 2 BGB findet auf die Minderung keine Anwendung,;

~ 441 Abs. 1 S. 2 BGB.

ff)

Der Kläger hat die Minderung spätestens im Prozess ausdrücklich erklärt (vgl. BI. 1 Bd. 111dA).

gg)
Der Minderungsbetrag beläuft sich auf 1.578,07 €. Maßgeblich ist insoweit die Vorschrift des ~ 441:

Abs. 3 BGB. Danach ist der Kaufpreis in dem Verhältnis herabzusetzen, in welchem zur Zeit des!

Vertragsschlusses der Wert der Sache in mangelfreiem Zustand zu dem wirklichen We~ ,
gestanden haben würde.

Mangels anderweitiger Anhaltspunkte gibt das Gericht davon aus, dass der Wert des Fahrzeugs in
i

mangelfreiem Zustand. dem Kaufpreis entsprochen hätte. Den tatsächlichen Wert des,
" ,

mangelbehafteten Fahrzeugs setzt das Gericht um 10 % geringer an. '
, • :. > ,. -', •

Wie bereits vorstehend ausgeführt, haftet dem Fahrzeug für den Rest seiner Betriebsdauer die

Eigenschaft an, von dem sog .• VW-Abgasskandal" betroffen zu sein. Insoweit muss berücksichtigt

werden, pas~ der sog. ..Abgass,kartdal" Gegenstand breite~öffentlicher Wahmehmung und.. " " .'. . , ,,'. ' ' , ,

Diskussion ist, einschließlich der Nachbesserungsversuche von Herstellerseite. Dabei verkennt

das Gericht nicht, dass es zwischen den Parteien streitig ist, inwiefern die Vornahme des

Software updates langfristig zu ,neg<;ltiven I;:olgef) f,ür das streitgegenständliche Fahrzeug führen'
~ .' .'., I , • '" .' ;_. '. _. . i

wird, etwa hins\chtlich Verlusld~r,z,ula$s,ur]~" l:rhöhunq <les Verschleißes, Erhöhung, des:
. I

Verbrauchs (l~ef ,Erhöhurtg ,des CO2,!\\Isstoße,l\i. "Darauf, kommt I~S insoweit aber nicht 1:In,denn;

bereits das Best~hen eines naheliegenden Risikos eines bleibendEm merkantilen Minderwertsist

ausreichend {LG Kempten, a.a.O. unter Verweis auf OLG Hamm, Urteil vom 09.02.2012 - 1-28Ü
i

186/10 LG München, I, Urte,il )10m ,1~.Aprili2p1?" 23 P ,23033(15~, Rn. ,46" zitiert nachJuris, LG;

Oldenburg Urt. y.1.9.2016 - ,160 J9pt16, Be9k~S 2016, 15963,beck-pnline)"Fs stehl für das'

Gericht auß~r ,Z'IVflif~l~,<I~ss, eine "Elrhebli9hEi, Verunsic~er,ung des Marktes besteht, was:

zwangsläufig negative Auswirkungen auf den Wert betroffener Dieselfahrzeug hat.

Der Minderungsbetrag ,richtet sich, nach dem,Satz".um den das Fahrzeug im Geschäftsleben als
. . ,! . ; , '<'.: ~. " , ': I I . . . . :

geringer wertig<;lngesehen v,virp. Es I~~steht:, ~e\ne Möglichk'fit, den Makel .Abgasskandal" zu,

beseitigen, so dass sic~, qer Minderullgsbetr:ag, weder ,nach der Proportionall'[lethode noch mit
, .. I \, _., ,i I. '. __ ,: ". .'.' •

Hilfe der Reparaturkosten 110ch,üb,er(jine Mehrp,elastung des Kä~fers bestimmEiln lässt. Daher ist
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der Betrag nach S 441 Abs: 3 S. 2 BGB, S 287 ZPO zu schätzen. Das Gericht kann diese:

Schätzung auch ohne Einholung eines Sachverständigengutachtens selbst vornehmen, weil es'

über eine ausreichende eigene Sachkunde verfügt. Es ist aufgrund seines Aufgabenzuschnittes.
: i : l >

mit einer Vielzahl von Streitigkeiten auf dem Gebiet des Kaufs oder Verkaufs von Kraftfahrzeugen:
•. I, I : i

bzw. mit Schäden an Fahrzeugen befasst. Die Reichweite des .Abgasskandals" und die hieraus:
!

resultierende allgemeine negative Stimmung - bezogen auf die unter Verwendung eine~

manipulativen Software produzierten Fahrzeuge - ist hinlänglich allgemein bekannt. Das Gericht .. . I

ist überzeugt, dass sich dies bei Verkaufsverhandlungenspürbar negativ auf den erzielbaren Preis~

auswirken wird. Es setzt unter Berücksichtigung des üblich erweise bei unfallfahrzeugen:

verbleibenden merkantilen Minderwerts den hier verbleibenden merkantilen Mil1derwert mit 10 %

des Kaufpreises und dementsprechend mit 1.578,07 € an. Einen höheren Betrag kann der Kläger

nicht beanspruchen.

einf'll'l lIIIitar~eiter d,er Beklagten zu 2) gem. S, ,826 BGB sittenwidrig,

BGB.
I

sind:
I

; : -, i,,

c)

Der Zahlungsanspruch des Klägers gegen die Eileklagte zu 2) folgt aus den SS 826, 831
, ,..:: .' ,. - ,

(vorsätzliche sittenwidrige, S,chädigul1g). Auch .die ,Voraussetzungen dieses Anspruchs
, I' • _ ..' • . ,

gegeben.

aal
Der Kläger wurde durch

geschädigt ..

;.' 'I :'

(1 ) ," i I';

Sittenwidrig .ist ein V~rha!te,n'l .da,s .nach,,~e.in~m Ge~amtc~arakt!'lr, der dW,ch umfassende

Würdigungvqn Inhalt, l;lewe!1,gru.nqupd Zwec~:zu ermitteln if\t, geg!'ln 9as An~tandsgefühl! aller

billig und gerecht penkenden verstößt. Dafür genügt es im Allgemeinen nicht, dass der Handelnde

vertragliche Pflichten oder das Gesetz verletzt oder bei einem anderen einen Vermögensschaden

hervorruft. Vielmehr muss eine besondere Verwerflichkeit seines Verhaltens hinzutreten, die sich

aus dem verf()lgten Ziel, ~el'l einge.set¥en Mitte.I,,, der ,;zu Tage. tretenden Gesirnung oder den.

eingetretenen Folgen e~geben~ann (ygl. I3.GH'iUrteH,v~m 19.Novef11ber, 2013'7" VI ZR 336/12,i

juris, Rn. 9; LG Krefeld, Urteil vom 04. Oktober 2017 - 2019/17, juris).

(2)

DieseVoraussetzungensind hier erfüllt.. Die manipulierende Motorsoftware hat ein Mitarbeiter der.
-. ;:'" :: I" ' ;

Beklagten zu 2) entweder selbst programmiert oder' deren Programmierung veranlasst. Die'

Beklagte zu 2) hat unstreitig den Motor' für den streitgegenständlichen Wagen konstruiert und:
I
I

hergestellt. Hierzu gehört die Programmierung der Motorsoftware einschließlich der Softwareteile,'

ZP 550
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die auf einem Abgasprüfstand die Motorsteuerung übernehmen. Selbst wenn die Beklagte zu 2),'

wofür es keinerlei Anhaltspunkte oder Parteivortrag gibt, die Programmierarbeiten durch Dritte hat

ausführen lassen, so wäre dies auf ,Anweisung und nach Vorgaben der, Beklagten zu 2)

geschehen. Es erscheint ausgeschlossen, dass ein solcher Dritter der, Beklagten zu 2) die,

manipulierende Software ohne deren Wissen oder ohne deren Bemerken untergeschoben haben,

könnte.

Dieser Mitarbeiter der Beklagten zu 2) hat massenhaft und mit erheblichem technischem Aufwand

gesetzliche Umweltvorschriften ausgehebelt und zugleich Kunden manipulierend beeinfluss!. Deli
, ,

betreffende Mitarbeiter sorgte dafür, dass das streitgegenständliche Fahrzeug erkennt, ob es sich

auf einern Prüfstand oder im normalen Fahrbetrieb befindet, und veränderte die Motorsteuerung'
!

dahingehend, dass diese nur bei der Prüfstandfahrt in einen Modus mit höherer Abgasrückführung,

und dadurch bedingt geringeren NOx-Werten schaltet, Demgegenüber weist der Motor im realen'

Fahrbetrieb eine geringere Abgasrückführung und damit höhere NOx-Werte auf. Auf diese Weise

hat der betreffende Mitarb~iter die I:n,v~rtung d~r Autokäufer hintergangen, dass die Abgas- und

Verbrauchswerte zwar nicht mit denen. des, realen Fahrbetriebs übereinstimmen müssen, aber
, -; '_ ': I", •• ' i. " ' : ;: '

doch in einer gewissen Korrelation zueinander stehen und eine Aussage über den realen
, ,'. ,. i :, I "'.' • :' ' . '

Fahrbetrieb ,sC)wie den Vergleichiltu andere,!") Fahr:zeugen zula,ssen: NiC7drige Werte im

Prüfstandmodus lassen ;;lu«;h,ni~driQe.yverte im r~alen Fahrbetrieb erwarten und, umgekehrt.

Dabei hat der betreffende Mitarbeiter der Beklagten zu 2) nicht einfach nur die Abgasvorschriften'
, ,

außer Acht gelassen und, mal;senhafte, erheq,liche Umweltverschmutzung herbeigeführt, sondern,
. .,' ,-. '.. '" , , -, , ;

mit der Absqhaltvorrichtu1)g, zugl~ic~,; ein ;P¥s!em ,Z\lr ,planmäßigen \.(ers«;hleierunl1 diese$

Vorgehens gegenüber, den Aufsichts!Jehörden" und, (jen. Verbraucherr) geschaffen", um deli
• , , : , ..,. , ,.:: '::,:,' 'j _, ' • .' • , . L

. ,- I

Beklagten zu 2) einen \Nenbewerb,svprteil ,zi-!Y'~rschaffEfn pder ,sie wettbe,werbsfähig ,zu halten 'i
" I

weil diese e,ntweder nicht, ,übereif,le ,ljechnik "V:Ejrfügle"um die gesetzlic~en Abgasvo~schrifteni

einzuhalten, oder weil diese aus' Gewinnstreben den, EinbClu ,der an!,onsten notwendigen'
: , , ' ~," " I ' , I_' . ,,' :,' , . , " ,

Vorrichtung,en, unterließ. Die, darflusd zu"el;1tn,ehmende. Gesinnung, 'aus U,nfähigk,eitoder
. , . , .'. . ,., ;'" - , ," " .

Gewinnstrebel") llIasser~\iftd,ie, Käufer per .SC)produzie~,ei1 ,Aytos bei ihrer Kayfentsche,!dung zu

täuschen, die, Weltbewe~ber;zu :bEil")achtei,lillE:lfl,und"die Umwell" SO zu ,sphädigen, dass,

Gesundheitsgefahrendrohl'ln, weil die Schadsto«Werte (NOx) erhöht werpe.n, lässt das Verhalten
. ", "",.' , ,',' ,,' '-', , , .

insgesamt als sittenwidrig,E:lr~cheinen: (eben~o, ~ßKrefeld, Urteil vorn 04. O~ober 201,7 - 2 Q

19/17, juris unterVerweis a,uf LGOI,denpurg, Urt.,v, 12.0~.2Q17"6 0 t1~/,16, LG Hildesheim, Urt.:

v. 17.01.2017 - 3 0 139/16 und LG Kleve, Urt. v.31.03.2017 - 3 0 252/16).
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bb)

Ferner ist der Beklagten zu 2) ist das' vorstehend dargelegte Verhalten ihres

zuzurechnen,

Mitarbeiter~
I
!

Insoweit kann dahinstehen, ob der Vorstand oder ein sonstiger Organvertreter der Beklagten zu 2),

im Sinne von 3 31 BGB die Softwaremanipulation veranlasst hat oder von ihr wusste. Denn

jedenfalls muss sich die Beklagte zu 2) gern. 3 831 Abs. 1 S. 1 BGB das sittenwidrig schädigende

Verhalten desjenigen Mitarbeiters zurechnen lassen, der für die Programmierung der verwendeten

Abgassoftware verantwortlich war oder sie in Auftrag gegeben hat. Der entsprechende Mitarbeiter

ist hierbei im Rahmen seines Anstellungsverhältnisses als Arbeitnehmer der Beklagten zu 2) tätig

geworden und war damit deren Verrichtungsgehilfe (vgl. LG Krefeld, a.a.O.).

Der Beklagten zu 2) ist es auch, nicht gelungen, sich zu exkulpieren. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein,
. 'i

wenn der Geschäftsherr bei der Auswahl und Überwachung der bestellten Person die im Verkeh~

erforderliche Sorgfalt beobachtet hat oder wenn der Schaden auch bei Anwendung dieser Sorgfal~

entstanden sein würde (3 831 Abs. 1 S,2 BGB).,l-jierzu hätte e~ der beweispflichtigen Beklagten:
. ." .. ,-.' , i

zu 2) oblegen, konkret dazu vorzutragen, welcher Mitarbeiter für die Manipulationen verantwortlich

war und inwieweit die Beklagte zu 2) hinsichtlich dieses konkreten Mitarbeiters kein Auswahl- bzw.

Überwachungsverschulden traf. Hierzu hat die Beklagte zu 2) nichts Substantielles vorgetragen .. : .'" ' . " . - '.

, ;1' '":, I t

cc), ",:,' ,
Des Weiteren ist dem Kläger dprch das Verh~I\'1ndes Mita~b~i!ersder ~e~lagt~n zu 2) ,auch ein

äquivalent u[ldadäqu,at kausaler, .Sqh!ld~!1entstanpen, da d"s Fahrzeug einem merkantilen,. " .- '. ' ,., ': ..

Minderwertunterliegt. Die ~itten)Nid~igl;lnHandlungen dei;lMitarbeiters <ler B,eklagten zu 2) führten,
. "... , ,.',; ; -, : ,! -, ", . , ,>' .' . I

dazu, dass, ,sich der. Kläger bei" dElm K<;luf"dßs streitgl;l9ßni?tändlichen PKW von falschen'
:' ,_ , _". , I " .• : .,;.:". "." - I,. , . :

Vorstellungen getragen sah. Er ging davon aus, <lass er ein mangelfreies Fahrzeug erwerben:. .'

würde. Diese Mangelfreiheit wurde ,ih,m,abßr, nur vorgßtäuscht" J:ltattd~ss!9nWUfd~ sein Fahrzeug
I. "I,,) :1':-' r:,. '" ' , " . ,

vorsätzlich ,mal')gelhaft, koni?truiert ,l!n~ produzier,!, Esis! anzunehmßn, ~as.s e~ das ,Fahrzeug in

Kenntnis des Mangels, und dfilS me~k<;lnti,lel1,Minderwfilrts,nicht bzy.!, jedenfalls nicht zu dem!
• :,'. - • •• ;,". ,.. ,.,',' , , ': !

vereinbarten IPreis erworbßn I hätt~, ~ies ert,spricht der, aligemeinenLElbense[fahrung ,(vgl. LG,

Krefeld,a,a,O.), ,Es entsprich! imVi'i~schl'~S~ElrJ<ehr per grundsätzliche? Erwart~ng eines jede~

Käufers, dass, ,d,er HßrstE("e,r ieil')~r" jKaufs!jche, sich j':ldt;lnf~l!s be,müt)t,) die~E! mangelfrei zu;

konstruierenu(ld zu produzi~ren.!EinKäuferr-'ird zwa~ nicht davon alJsgehßn dürfen, hierbei

könne es nicht zu Fehlern, Unsorgfältigkeiten oder Nachlässigkeiten kommen; auch wird er nicht

davon ausgehen dürfen, ein Hersteller betreibe immer den höchsten Aufwand zur

Fehlervermeidung.: Er wirq aber ohne Weiteres"davonausgehen dürfen, und, auch tatsächlich
,- " ._",. ,. '. L • • •

davon ausgehen, ,der Hersteller werde nichtl>ystematisch und planmäßig mangelhafte Ware
, ! '! . , , " . ,
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konstruieren und produzieren. Dies ist eine Grundannahme jeden Wirtschaftsverkehrs, deren:
i

Relevanz für einen konkreten Kaufentschluss ein Käufer kaum wird direkt beweisen können, weil,

es sich um eine innere Tatsache handelt. Da aber insoweit um eine in jeder Hinsicht grundlegende'

(und berechtigte) Käufer~rwartung betroffen ist, kanl') sie nach der . lebenserwartung ohne:

Weiteres als gegeben unterstellt werden - ähnlic,h wie man.etwa im Rahmen des ~ 123 BGB die'

Kausalität nach der lebenserwartung ,ohne Weiteres bei Täuschungen über verkehrswesentlich~
i

Eigenschaften einer Kaufsache annimmt (vgl. lG Krefeld, a.a.O.; MüKoBGB/Armbrüster, 7. Aufl.:. ' !

2015, BGB ~ 123 Rn. 83).

Das Gericht schätzt den Schaden gemäß ~ 287 ZPO auf. 10 % des Kaufpreises. Diesbezüglich,

gelten die obigen Ausführungen unter 2. a) gg) entsprechend.

dd)

Der betreffende Mitarbeiter der Beklagten zu 2) handelte auch vorsätzlich.

(1) ! :

Dabei verkenl)tdas Gericht nicht, ,d.a~s die ,Rechtsprechung. das Vorsatzerfordernis extensiv
I , , " , 'l ~,t " " , .

interpretiert und nicht verl!!~Qt, dass ,der Hc\l')delnde die Sphädigung eines a~deren a~gestreb~

oder als si,chereFolge des riQef1~n,f1andel\l~akzeptier hat.,~ 826 Bf3B setzt demnach kein;

absichtliche~ odW arglistigeS .yerhalten:in dem Sinne vorau,s, d,a~s esderl') Täter gerade auf die;

Schädigung, pes Drilten al]k()mm'ilr;Ji myss\r' Dllrüber "inaus ist es. nicl:1t erforderlich, dass de~
, " .-" .' _ .. ' ..- '_. .. ,

Täter den Erfolgseintrilt für sicher gehalten hat, sondern es reicht das Bewusstsein, dass die'
; _ T. '

Schädigung im Bereich des Möglichen liegt sowie das billigende Inkaufnehmen des

Schädigungsrisikos (lGKrefeld! a.a8 ..;,MüK0I3GBlWag~er, lAuf!. 2017, BGB ~ 826, Rn: 27).

I!: ; i' .! '; ;. ': :;,: i~ 1(:

(2)

Diese Voraussetzungen sind hier erfüllt. Die Abgassoftware wurde allein zu dem Zweck eingebaut,

die Abga~werte ~er Dieselm9~qrel') ,zy besF~~r"lig~nlJ,ndinder, Folge dafür zu sorgen, dass die,

Dieselmotoren trotz des immensen Oberschreitens der vorgeschriebenen GrenzWerte eine Euro-5~
i

Zulassung erhalten. Damit verbunden war, dass die betroffenen Fahrzeuge mit den falschen,
i

Werten beworben werden .. und die ,K,unden ihrer .KaHfel)tscheidung diese Werte sowie die:
. ,." , ',1,. '.' . ..,', ',' I '

entsprechende Einstuf4ng in .die ,EU;5-Apgasl)orm zlj Grun,de legen. All das war für. den
, . : .. '. . ,', ., ".' . .• ,I " . I" 1

betreffenden Mitarbeiter der :Sekillgte~ zu, .2) ersichtlich .. E~ musstedavem ausgehen, dass de~
, ' .- ,'. : " r' ~', '... ',' ..;. . ' ~

Kläger als \<äufer des, ,str~itgegen~t~rdlich~n F!!hrz!9uQ,s darauf vertrauer;J wür~e, dass diese~

mangelfrei konstruiert .un,d.l)erQestelit I""orden ist,und auf. di.esem Erwartungshorizont auch seine;
, , . ' i

Kaufentscheidung stützen \'\'ürde' ~ediglich ~ahrlässiges,l;1angeln kpmmt i'lsowei~l')icht in l3etracht.1
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d)

Der Zinsanspruch des Klägers gegen die beiden Beklagten folgt aus den SS288, 291 BGB.

3.

Mit dem zu 2. gestellten Feststellungsantrag dringt der Kläger gegen die Beklagte zu 2) durch':. ,
nicht jedoch gegen die Beklagte zu 1).

a)

Der Feststellungsantrag ist zulässig .. Insbesondere ist das nach S 256 ZPO erforderliche,
i

Feststellungsinteresse gegeben. Voraussetzung ist insoweit, dass einem subjektiven Recht des;

Klägers eine gegenwärtige Gefahr der Unsicherheit dadurch droht, dass der Beklagte es ernstlich!

bestreitet oder ,er sich eines Rechts gegen den Klägers berühmt, und wenn das erstrebte Urteil'

infolge seiner Rechtskraft geeignet ist, diese Gefahr zu beseitigen (Greger in: Zöller,

Zivilprozessordnung, 31. Aufl. 2016, S 256 ZPO Rn. 7). Bei Schadensersatzansprüchen nach'

einem Mangel genügt insoweit, dass künftige Schäden wenigstens entfernt möglich sind

(MusielakNoit ZPO/Foerste, 14.,Aufl. 2017, ZPOS256 Rn. 29).,

Diese Voraussetzungen liegen hier vor. Der Kläger hat dargetan, dass infolge der Manipulation'
!

des AbgasreinigLJngssystems des s,t~~itgegenst~ndlicl1en Fahrzeugs zumindest die Möglichkei(
" , • I , ',' •• , • 11 \. ".: ::

besteht, dass .(jas Fahrzeug zukül']ftig seine Zulassung verlieren oder von Fahrverboten betroffen:
, " ;1 ' I ,

sein könnte. Dass die Beklagten dem entgegengetreten sind, lässt das Feststellungsinteresse:

nicht entfallen, weil es sich hierbei um- nicht nur zwischen den Parteien - hochstreitige
. I

Rechtsfr'ilgen handelt, de~en abscl1ließende Beantwortung durch die R~chtsp~axis ausstehen.!
I, ,'," '" ", '" • l " ,

Dies erfüllt die Anforderyngder ,entft:l'Tltentyl,ögl[cl1keit ei~,es ~ün~igen!Scha<ienseintrilts. I ,

:,' ',:" I" : : I

Es ist auch. nicht ersichtlich,<i~sl)pil'l Zul~!,sigkeit derFestl)tellung~klage,~m Vorrang der

Leistungsklage spheit,t;lI1. penn d~r \<Iäger ~a.nn nic~t ",auf die Erheburg einer Zahlungsklage

verwiesen Werden. Etvvaigezukünftige Sch(idl;l~ ~mstreitgegenständlichel) Fah'?irug, sin(j für den

Kläger zum gege~wärtigen Zeitpun~ r:\iCihtbeziffe~bar~! ' ,., ,',

,i ; I ,,'
b)

Der Klageantrag "zu 2. ist ,1e(iig1icl1hinsichtlich der F:eststel!ung. einer. Schadensersatzpflicht der
" ',_....... I:' .. 1 .'., ' I

Beklagten 'iu 2) begründ:TL Im Obr,igenr~~!Uli<;h. so~eit d~r. Kläger ,die F,eststellung einer

SchadensersfItzpflicht der l?ekll'lgtE(nzu ,1) b,e~eh,rt,is' er,IJnbegründet. .

- ,I 'I' 'I ",' 1

I

ZP 550

I:, '

, '
':. I

• I; .; ,.



, ;. .:',' ..
13

aal
Der Anspruch des Klägers gegen die Beklagte zu 2) auf Ersatz sämtlicher zukünftiger Schäden,!

!

die aus der Manipulation des Abga~reinigungssystems des streitgegenstä,ndlichen Fahrzeugs

durch die Beklagte zu 2) resultieren, ~olgt aus den ~~ 826, 831 BGB. Diesbezüglich wirq auf die,

obigen Ausführungen unter 2. c) verwiesen. '
, . ..

bb)

Demgegenüber steht dem Kläger unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt ein Anspruch auf

Schadensersatz gegen die Beklagte zl! 1) zu.

(1) i
I

Die Beklagte zu 1) haftet insbesondere nicht gemäß den ~~ 280 Abs. 1, 437 Nr. 3, 433, 434 BGB,'
•

,Es fehlt insoweit jedenfalls an einem Verschulden der Beklagten zu 1), Zwar wird dieses'

Verschulden nach ~ 280 Abs. 1 S. 2 BGB widerleglich vermutet. Indes ist es der Beklagten zu 2)':
hier gelungen, diese Vermutung zu widerlegen. Als Anknüpfungspunkt für das Verschulden de~

Beklagten zu 1) kommen zwei unterschiedliche Pflichtverletzungen der Beklagten zu 1) i~

Betracht: zum einen die ursprüngliche Schlechtleistung, zum anderen die Nichterbringung de~
, .", " I '

Nacherfüllung, Beide Pflichtverletzungen,hat die ßeklagte zu 1) nicht zu vertreten, Hinsichtlich der
. ..', .'., " " . . .':

ursprünglichen Schlechtleistung ergibt ,sich dies ist dem Umstand, dass die Beklagte zu 1) bei
, . I <' • I

Veräußerung des Fahrzeugs von der Konfiguration des Abgasreinigungssystems weder Kenntnis

hatte noch ihre diesbezügliche Unkenntnis fahrlässig war. Dem ist der Kläger nicht erheblich

entgegengetreten, Zudem ist ,dEilrBeklagten zu 1) auch nicht (ta~ Verhalten bzw., die Kenntnis der
, ,. - . . " , " , " , . '

Beklagten zu 'I) nach ~ 278, I;lGB z,uzurechnen. Denn die Beklagte zu 2) ist als Herstellerin nicht
'. . .1:. ' ' : .

Erfüllungsgehilfin der Beklagten zu 1) als Händlerin. Dies entspricht einem seit langem in der

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs gefestigten Grundsatz (vgl. bereits BGH, Urteil vom,

09, Februar 1978 - VII ZR~4~n N~is; BGH, ,Y,rt,eilvoIT\ O?, April ;2014- VIII ,ZR 46/13, BGHZ200,!

337-350). Entgegen, d~r Auffas~ung d1s,KI~gElr~~il! für d,~n yor!i~genden Fall nic~ts anderes,. pies'

betrifft insbr;lsl;mdere {ür, qie vom :K'Ii~erbE1NIj.lptete \'lnge aindun~ ,der Beklagten zu 1) als

Händlerin andi~ vorg.,~en ,der f:leklag,te,nzy2). D,enn ~s,bleibtlauchi~:dieser KOl')stellation dabei,:
. . •. I

dass die Herstellung der l?ac,h~ nifih! ip dep ,\loi? ~'43~ SßB,; vorg~gebenen Pflichtenkreis des:

Verkäufers fällt., !'! i ' , "

': ,: .. "

Ferner hat die Beklagte zu 1) "uch: die ,Nic,hterpringuf19 derN~cherfO,II~ng nicht ~u v,ertreten. Die

Pflichtverletzung Sinne ge~,,~ 2~OAb~.1 B(3S,IiE1gtinF,äller \/fie ,demyorlir;lgeflden, in dem dem

Verkäufer die Na,chr;lrf(lI,lun,gIlnmöglicp ist"ger(ille in d~r NichW~istungi.nfojge ~ines nachträglich

eingetretenen .Leistungshi~derniss~s'lgemä.~, ~ ,275 .8G/3,,: ,al(:lo ! iniqer, Unmöglichkeit der

Nacherfüllung selbst (vgI.Staudin~~r/R.~land Schwarze (?014), ~GB ~ 280 .Rn. IC 13). Es kommt '
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somit darauf an, ob das Leistungshindernis durch ein Fehlverhalten der Beklagten zu 1):

herbeigefOhrt wurde (vgl. Staudinger/Roland Schwarze, a.a.O.). Dies ist im vorliegenden Fall zu,
, '

verneinen, da sich der hier gegenständliche merkantile Minderwert unmittelbar aus der Herstellung:

des sachmangelbehafteten Fahrzeugs ergibt. Hierfür ist die Beklagter zu 1) indesnlch~

verantwortlich, sondern ausschließlich die Beklagte zu 2) als Herstellerin. Dass sich der merkantile'
. ~ I ' . . ,

Minderwert nicht durch Nachbesserung beseitigeillässt, ist der Beklagten zu 1) nicht vorzuwerfen.!

(2)

Ferner stehen dem' Kläger auch, keine deliktischen Schadensersatzansprüche gemäß den'

~~ 823 ff. 8GB zu. Voraussetzung wäre insoweit jeweils unter anderem' ein Verschulden der

Beklagten zu 1), woran es - wie soeben dargestellt - gerade fehlt. Auch eine Zurechnung des

Verschuldens der Beklagten zu 2) gemäß ~ 831 BGB kommt nicht in Betracht, weil die Beklagte
, . ,

zu 2) als Herstellerin nicht Verrichtungsgehilfin der Beklagten zu 1) als Verkäuferin ist.

4. 1 ;, . i' 1

Ferner steht dem Kläger:i unterk:eilJem rechtlichen Gesichtspunkt ein Anspruch auf Ersatz,

vorgerichtlicher Rechtl;vertolgl!ngskosten gilgen die" beiden Beklagten zu. Dabei kann'
. .• .' " .,1 ,0. ..' . , . , .1 . ,

dahinstehen, 01;> der Kläger. v!Jrgeri.()~tliche,!~rchtsanwaltskostEjn gegen beide Beklagte getrennt

geltend machen kann, weil"die bei(jen ,Be~lagten j,eweils sch,qn dem Gru~de nach nicht fOrdie

vorgerichtlich,en RechtsC!nV"C1I\s~osten,des KI~g~r~ haften.

. I
Ein Anspruch gegen die Beklagte zu 1) kommt lediglich unter dem Gesichtspunkt de~

vertraglichen Schadensersatzes in Betracht (~~j280 Abs. 1, ~41 Abs. 2,}37 Nr. 3,A33, 434 BGB).

Indes liegen pie VoraussE;ltzungenei"1e~ solchen J.\nspr\lqhs - wie soebE;ln,unter Zi. 3 dargestellt - '
" ' "". '. ,I ,'. I.. ", . , , . ' ; ,

mangels Vertretenmü~sen, der, ~ekl'!~tenzu< n nicht yor. ~uf die Qbigen Au~führungen wird

verwiesen.

. '; . fl I'" i . ;r , I '

Ein Anspruch gegen die Beklagte zu 2) scheidet aus, weil der Kläger nicht dargelegt hat, dass,

seine Prozessbevollmächtigten außergerichtlich gegen die Beklagte zu 2) vorgegangen sind.;
i

Insbesonder!l rjctJtet sich ,da~ mit d!lrpSchreiben, v~m ~: Miirz2016 anl;jestrElngte Verfahren vOr
.' , ,I I

einer, staatlich anerkannten ~ütestell,e, ausschließlich gegen, ,die Beklagte zu '), nicht jedoch
, ; i" ;' --I' :' , '. '" ,

gegendie Bekl~gte zu 2)." I",!

, ,
5. I ,

( :;

,:1 .. ir

Der weitere umfangreiche Vortrag der Parteien rechtfertigt keine andere Entscheidung des
i

13erichts. Dieser ist über weitll Strecken für i,den vorliegenden Rechtsstreit in jeder, Hinsich~
• '" ' :,," • ',' .' • 1 • • ,'. i

irrelevant, weil er sich darauf,be~chrärl$l, Zeitungsartikel, Internetausdrfl?ke und ähnliches - u.a.
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zur Rechtslage in den Vereinigten Staaten von Amerika - widerzugeben, die zwar im weiteren

Sinne mit dem Themenkomplex "VW-Abgas-Fälle" zu tun haben mögen, die aber fOr den

vorliegenden Sachverhalt und dessen rechtliche Beurteilung nicht die geringste Bedeutung haben.,

Eine derartige Vortragsweiseder Parteien mag es dem Gericht" erheblich erschweren, den:

entscheidungserheblichen Sachverhalt und dessen rechtliche Bewertung zutreffend aus dem:

Parteivortrag herauszuarbeiten, trägt aber nicht dazu bei, den Parteien im vorliegenden Verfahren:,
zum Obsiegen zu verhelfen.

6.
Es war nicht geboten, den Parteien auf ihre Anträge in der mündlichen Verhandlung vom:,
15. November 2017 Erklärungsfristen "zu den Hinweisen des Gerichts" in der besagteni

mündlichen Verhandlung zu bewilligen. Das Gericht hat in der mündlichen Verhandlung keine'

Hinweise Sinne des' ~ 139 ZPO erteilt, sondei-n lediglich seine vorläufige Rechtsauffassung

dargelegt. Die Erteilung von Hinweisen im Sinne des ~ 139 ZPO war auch rechtlich nicht

erforderlich, da die Parteien Sänit,liche el)tsc,heidungserheblichen G~sichtspunkte in ihren

Schriftsätzen behandelt h,abe(1.Eine Überrascnungsentscheidung liegt daher nicht vor.
, ., ;, ,I .... . . <

! ;.

11.
Die Kostenentl?cheidung beryht al!f~,,92 A~s'i1, 'i{a,r. 2 ZPO,LV.m. mit.der) Grundsätzen der sog.

"Baumbach'schel) Formel",~owie~4f ~ JOO Abs. ,1zP() analog. Die EntsphFidung zur. vorläufigen,

Vollstreckbarkeit /)~ruht a,ufden ~~ 708 Nr. 11, 709, 711 ZPO. . ,
. . .', , .. ,I .

, !;

Dr. Schneider

. I, . 'I. .

Für die Richtigkeit der Abschrift
Berlin, den 17.,11.2017: .. ,;i ..

,
.,

: "

, i :

I'i I'

: '!,:!j ;, " :' (

n ~" "

. ;

Bremer
Justizbeschäftigte
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Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt - ohne Unterschrift gOitig.
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